
Zum A. der Genossenschaftsbauern gehören neben 
den Geldeinkünften aus der LPG {/ Arbeitsvergü­
tung in LPG) Geldeinkünfte aus der persönlichen 
Hauswirtschaft. Der Begriff A. hat auch als steuer­
rechtlicher Begriff sowie für die / Pfändung von Ar­
beitseinkommen Bedeutung. Dabei gelten differen­
zierte Regelungen dazu, was jeweils und in welcher 
Höhe zum steuerpflichtigen bzw. der Pfändung un­
terliegenden A. gehört.

Arbeitserschwernis / Erschwerniszuschlag

arbeitsfreier Werktag - den Werktätigen seit Einfüh­
rung der durchgängigen 5-Tage-Arbeitswoche ge­
währter zweiter arbeitsfreier Tag in der Woche 
(§ 161 AGB). Welcher / Werktag als a. W. gewährt 
wird, richtet sich nach Art der Arbeit und Aufgaben 
in den einzelnen Bereichen der Volkswirtschaft und 
der dadurch bedingten Organisation der Arbeit in 
den verschiedenen Schichtsystemen {/ Schichtar­
beit). In den Bereichen, in denen die wöchentliche 
/ Arbeitszeit gleichmäßig auf die Arbeitstage Mon­
tag bis Freitag verteilt werden kann, wird der a. W. 
am Sonnabend gewährt. Das gleiche gilt für Werktä­
tige, die in solchen Schichtsystemen arbeiten, die an 
Sonnabenden und Sonntagen unterbrochen sind. 
Kann der a. W. auf Grund des bestehenden Schicht­
systems nicht am Sonnabend oder nicht in jeder Wo­
che gewährt werden, gilt folgendes:
- Für Werktätige, die im Dreischichtsystem oder in 

einem durchgehenden Schichtsystem arbeiten, 
ist eine solche Arbeitszeitregelung festzulegen, 
die ihnen im Prinzip die gleiche zusammenhän­
gende / arbeitsfreie Zeit wie den anderen Werk­
tätigen sichert (§162 Abs. 1 AGB).

- Werktätige in Bereichen, die für die Versorgung 
und Betreuung der Bevölkerung verantwortlich 
sind, deren wöchentliche Arbeitszeit nicht auf die 
Arbeitstage Montag bis Freitag verteilt werden 
und denen demzufolge der arbeitsfreie Sonn­
abend nicht gewährt werden kann, erhalten den 
a. W. an einem anderen Tag der Woche, der nicht 
mit dem Sonntag Zusammenhängen muß. Ent­
sprechende Arbeitszeitregelungen sind in den / 
Rahmenkollektivverträgen (RKV) zu vereinba­
ren (§ 162 Abs. 2 AGB).

- In den Zweigen und Bereichen der Volkswirt­
schaft, in denen auf Grund der Vegetation oder 
anderer Besonderheiten der Arbeit (z. B. in der 
Landwirtschaft, Schiffahrt, Hochseefischerei) 
nicht in jeder Woche ein a. W. gewährt werden 
kann, ist die Arbeitszeit in den RKV so festzule­
gen, daß die Werktätigen im Jahresdurchschnitt 
die gleiche arbeitsfreie Zeit erhalten wie andere 
Werktätige (§ 162 Abs. 3 AGB).

- Für Werktätige, deren wöchentliche Arbeitszeit 
nicht regelmäßig auf die Arbeitstage Montag bis 
Freitag verteilt werden kann, wird die jährliche 
Mindestzahl der a. W., die zusammenhängend 
mit einem Sonntag gewährt werden müssen, in 
den RKV festgelegt (§ 162 Abs. 4 AGB).

- Für Lehrer der allgemeinbildenden und der be­
rufsbildenden Schulen, in den Einrichtungen der
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Aus- und Weiterbildung der Werktätigen sowie 
für Lehrkräfte an Universitäten, Hoch- und 
Fachschulen gilt die 6-Tage-Unterrichtswoche 
(§ 162 Abs. 5 AGB). Durch die Feriengestaltung 
sowie Vereinbarungen in den RKV sind ihnen 
a. W. in ähnlichem Umfang gesichert wie den üb­
rigen Werktätigen.

arbeitsfreie Zeit - dem im / Arbeitsrechtsverhältnis 
stehenden Werktätigen zwischen 2 Arbeitstagen 
(Arbeitsschichten) bzw. zwischen 2 Arbeitswochen 
rechtlich zustehende Zeit zur Erholung und zur Be­
friedigung anderer Bedürfnisse. Gemäß § 166 Abs. 1 
und 2 AGB muß die a. Z. zwischen 2 Arbeitsschich­
ten in der Regel mindestens 12 Stunden und zwi­
schen 2 Arbeitswochen in der Regel mindestens 
48 Stunden betragen. Ausnahmen von dieser Regel 
können sich zum einen aus der Regelung der / Ar­
beitszeit in bestimmten Zweigen oder Bereichen der 
Volkswirtschaft ergeben und zum anderen aus der 
zulässigen Anordnung von / Überstundenarbeit. 
Für Jugendliche unter 18 Jahren muß die a. Z. zwi­
schen 2 Arbeitsschichten mindestens 13 Stunden be­
tragen (§ 166 Abs. 3 AGB); hier sind keine Ausnah­
men zulässig. Arbeitsverhältnisse in LPG

Arbeitsgesetzbuch (AGB) - grundlegendes Gesetz 
des sozialistischen / Arbeitsrechts, das die für alle 
Werktätigen und Betriebe einheitlich geltenden 
Rechte und Pflichten bei der Gestaltung der Arbeits­
verhältnisse festlegt und die verfassungsmäßigen 
Rechte der Gewerkschaften bei der Wahrnehmung 
der Interessen der Werktätigen und der Förderung 
ihrer Initiative ausgestaltet. Mit dem AGB wurde 
das Arbeitsrecht der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft gemäß gestaltet. Es trägt der führenden 
Rolle der Arbeiterklasse und ihrer wachsenden Ver­
antwortung für die Verwirklichung der Hauptaufga­
be in ihrer Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
Rechnung und hilft, die entscheidende Triebkraft 
unserer Entwicklung, die grundlegende Überein­
stimmung der kollektiven und der persönlichen In­
teressen mit den gesellschaftlichen Erfordernissen, 
immer besser zur Wirkung zu bringen. Wesentliches 
Anliegen des AGB ist die weitere Vervollkomm­
nung der sozialistischen Demokratie; es gewährlei­
stet, daß die Werktätigen die Beziehungen in der 
Produktion sowie das politische, soziale und kultu­
relle Leben im Betrieb mitgestalten und umfassend 
und sachkundig vor allem durch ihre Gewerkschaf­
ten sowie deren Organe an der Leitung und Planung 
mitwirken können. Das AGB verpflichtet die Leiter 
der Betriebe, alle Voraussetzungen für die Teilnah­
me der Werktätigen an der Leitung und Planung im 
Betrieb zu schaffen, und es berücksichtigt umfassend 
die Probleme der sozialistischen Intensivierung. In­
dem das AGB solche verfassungsmäßigen Rechte 
wie das Recht auf Arbeit, auf Bildung, auf Mitwir­
kung, auf Freizeit und Erholung, Schutz der Gesund­
heit und der Arbeitskraft und auf materielle Fürsor-
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